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Asymmetrie: Die österreichische Finanzverfassung betont die Rechte 
des Bundes asymmetrisch gegenüber denen der Länder und der 
Gemeinden - vierte Asymmetrie: Die österreichische Finanzver-
fassung enthält nur Aufteilungsnormen, aber keine Koordinierungs-
normen - Beispiele für Kooperations- und Koordinationsregelun-
gen - fünfte Asymmetrie: Die Dezentralisierung der Staatsaus-
gaben und der Staatseinnahmen erfolgt in der österreichischen 
Finanzverfassung in rechtlich völlig unterschiedlicher Form - Re-
formvorschläge für eine Neugestaltung der österreichischen Finanz-
verfassung. 

VI. Die internationalen Beziehungen 

Heribert Franz Köck 
Das allgemeine Völkerrecht 

Die "allgemein anerkannten Regeln" des Art. 9 B.-VG. - zur Ent-
stehungsgeschichte von Art. 9 B.-VG. - der methodisch richtige 
Zugang zu Art. 9 B.-VG. - Art. 9 B.-VG.: keine Bestimmbarkeit 
von einem rechtlichen Weltbild her - Art. 9 B.-VG.: ein Teil des 
österreichischen Rechts - der Inhalt von Art. 9 B.-VG. - die all-
gemein anerkannten Regeln des Völkerrechts - Völkergewohnheits-
recht - völkerrechtliche Rechtsgrundsätze - allgemeine Rechts-
grundsätze - das Als-Bestandteile-Gelten - Völkerrecht als Bun-
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desrecht - Art. 9 B.-VG. im Gesamtgefüge der österreichischen 
Bundesverfassung - der verfassungsrechtliche Stellenwert von 
Art. 9 B.-VG. - die systematische Zuordnung von Art. 9 B.-VG. -
Schlußbemerkung. 

Manfred Rotter 
Die Staatsverträge 

Staatsvertrag in monarchischen Verfassungen - Staatsvertrag in 
republikanischen Verfassungen - Verfassungsnovelle 1964 - Ver-
fassungsentwicklung seit 1964 - Begriff des Staatsvertrages nach 
Völkerrecht - Begriff des Staatsvertrages nach B.-VG. - Typolo-
gie der Staatsverträge als Rechtssatzform des B.-VG. - politischer 
Staatsvertrag - Begriff des politischen Staatsvertrages - verfas-
sungsändernder (ergänzender) Staatsvertrag - Totaländerung der 
Bundes-Verfassung durch Staatsvertrag - gesetzesändernder (er-
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Nationalrates im Erzeugungsverfahren - Verfassungsgerichtshof 
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Abschlußkompetenz durch den Bundespräsidenten - Rechtsnatur 
von Staatsverträgen - Verfassungsgerichtshof und Verwaltungs-
abkommen - Verschränkung der völkerrechtlichen und staatsrecht-
lichen Erzeugung von Staatsverträgen - doppelte rechtliche Be-
dingtheit von Staatsverträgen. 
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Vorwort 

Wer das Verfassungsrecht als die normative Grundordnung des Staa-
tes anerkennt, ist aufgerufen, diese Ordnung im Rahmen des Möglichen 
mit der übrigen Rechtsordnung und den Tendenzen der Politik zu kon-
frontieren. In oft wechselnder Deutlichkeit werden die persönlichen 
Wünsche des Einzelnen, die organisierten Interessen der Gesellschaft 
und die Zwecke des Staates von Einfluß 'auf die Rechtsordnung sein. Die 
Vereinbarkeit des öffentlichen und privaten Lebens im Staat mit den 
Grundsätzen des Verfassungsrechtes soll bei aller Dynamik des Indivi-
dual- und Sozialgeschehens ein 'ständiges Gebot sein, das besonders in 
einem demokratischen Verfassungsstaat, wie es die Republik Österreich 
ist, verpflichtet. 

Den Verpflichtungsgrund des Verfassungsrechtes in Österreich erneut 
aufzudecken und bewußt zu machen, ergibt sich in diesem Jahr in be-
sonderem Maße, weil sich am 1. Oktober 1980 der Tag jährt, an welchem 
vor sechzig Jahren die konstituierende Nationalversammlung der Re-
publik Österreich in Wien das Bunldes-Verfassungsgesetz (B-VG.) ein-
stimmig beschlossen hat und die Republik Österreich als Bundesstaat 
eingerichtet wurde. 

Dieses Jubiläum des österreichischen Bundes-Verfassungsgesetzes ist 
Anlaß und Grund genug, um in Konfrontation mit dem Bericht des 
Verfassungsausschusses der konstituierenden Nationalversammlung in 
Abschnitten über die Grundlagen, die Baugesetze, die Staatsgewalten, 
die Kontrolle, die Gesellschaftsordnung und die internationalen Bezie-
hungen den Anspruch des B-VG. an die österreichische Staatsrechtsord-
nung zu bedenken. In den einzelnen Teilen des Sammelbandes soll der 
jeweilige Weg zur Verfassungswerdung ebenso bedacht werden wie die 
folgende Entwicklung, welche das politische Schicksal Österreichs teilte. 

Da das B-VG. zum Unterschied von anderen Staatsverfassungen nicht 
die einzige Verfassungsrechtsquelle, wohl aber die grundlegendste und 
wegweisendste ist, kommt es darauf an, das B-VG. in seiner Bedeutung 
für das gesamte österreichische Verfassungsrechtssystem und in Gegen-
überstellung mit der politischen Ordnung Österreichs zu verdeutlichen; 
die dabei ausgewählten ThemensteIlungen wollen bei der Vielfalt des 
heutigen Rechtslebens zwar nicht den Anspruch auf Vollständigkeit er-
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heben, wohl aber als Denkanstöße verstanden werden, die zu einer 
Fortschreibung des österreichischen Verfassungs rechtes führen mögen. 

Als Herausgeber dieses Sammelbandes danke ich allen, die meine 
Einladung zu diesem Jubiläumswerk mit Verständnis angenommen und 
Beiträge geleiStet haben, die sich in ihrer Thematik bisweilen ergänzen, 
öfters auch überschne~den und die Vielfalt des Rechtsdenkens in Eigen-
verantwortung der Autoren zum Ausdruck bringen. Nicht die Geschlos-
senheit eines Lehrbuches sollte vermittelt, sondern die Offenheit zu 
einem Problembewußtsein erreicht werden, welches zu einem zeitnahen 
Staatsverständnis beitragen will. In diesem Bemühen denken Heraus-
geber und Mitautoren dieses Buches an Ludwig Adamovich (1890 - 1955), 
Hans Kelsen (1881 -1973), Adolf Merkl (1890 -1970) und Alfred Verdross 
(1890 - 1980), die Grundlegendes und Bleibendes zum System des öster-
reichischen Verfassungsrechtes und seiner Entwicklung geleistet haben; 
ihrem Gedenken ist dieses Werk gewidmet. 

Für die übernahme dieses Jubiläumswerkes sei dem Inhaber des Ver-
lages Duncker & Humblot in Berlin, Herrn Senator E. h. Professor Dr. 
Johannes Broermann, aufrichtig gedankt; er hat in der kürzesten Zeit 
und ohne Subvention diese Veröffentlichung ermöglicht, die ihn einmal 
mehr als einen besonderen Freund Österreichs ausweist. 

In der redaktionellen Arbeit an diesem Sammelband haben mich vom 
Institut für Staatsrecht und politische Wissenschaften der Universität 
Linz Herr Univ.-Dozent Dr. Helmut Widder ebenso unterstützt wie Frau 
Gabriele Langer und Frau Christine Schacherl durch gewissenhafte 
Manuskriptfertigstellung, wofür ich ihnen bestens danke. 

Linz, im Juli 1980 Herbert Schambeck 



Bericht des Verfossungsausschusses 

über den Entwurf eines Gesetzes, womit die Republik österreich 
als Bundesstaat eingerichtet wird (Bundes-Verfassungsgesetz) 

Sozusagen in letzter Stunde unternimmt es die Nationalversammlung, 
die als "Konstituierende" gewählt wurde, ihrer größten Aufgabe gerecht 
zu werden. Schier unüberwindliche Schwierigkeiten haben sie gehindert, 
früher in die Beratung der Verfassung, die sie unserem Staate geben 
soll, einzutreten. Zuerst ließen uns die unerwartet lange sich hinziehen-
den Friedensverhandlungen über die Grenzen des neuen österreichi-
sehen Staates im Ungewissen. Dann nahmen der Versuch, die finan-
ziellen Verhältnisse des Staates, wenn auch vorläufig nur aufs notdürf-
tigste zu regeln, sowie die Notwendigkeit, täglich neu auf die Versor-
gung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln, der Volkswirtschaft mit 
Kohle und Rohstoffen bedacht zu sein, und die infolge der wirtschaft-
lichen Not sich steigernden sozialen Schwierigkeiten fast die ganze Ar-
beitszeit der Regierung und der Nationalversammlung in Anspruch. 
Hemmender jedo.ch als die genannten äußeren Schwierigkeiten wirkten 
die tiefgehenden Meinungsverschiedenheiten über den Grundcharakter 
und die Einzelheiten der Verfassung, die zwischen den Parteien der 
NaHonalversammlung zutage traten, noch mehr aber die Interessen-
gegensätze zwischen dem Gesamtstaate und seinen sich immer mehr als 
selbständige Staaten fühlenden Gliedern, den Ländern. 

Die Gegensätze zeigten sich übrigens schon vom Zeitpunkt des Ent-
stehens unseres Staatswesens an. Das erste Verfassungsgesetz, das die 
deutschen kbgeordneten des ehemaligen österreichischen Abgeordneten-
ha.uses in den Tagen des Umsturzes beschlossen haben, nämlich der Be-
schluß über die grundlegenden Einrichtungen der Staatsgewalt vom 
30. Oktober 1918, StGBl. Nr. 1, stellt den Versuch dar, die von Deutschen 
bewohnten Gebiete des ehemaligen österreichischen Kaiserstaates als 
strengen nationalen Einheitsstaat zu begründen. kber gleizeitig mit 
diesem Gesetzgebungsakte hat sich ein paralleler Vorgang vollzogen, 
der der österreichischen Republik schon von ihrer Entstehung an einen 
föderativen Wesenszug anheftete. Im Einverständnis mit der maßgeben-
den Zentralstelle in Wien hatten sich die ehemaligen "Kronländer" auf 
dem gleichen Wege wie der Gesamtstaat, nämlich revolutionär, zu 
staatsartigen Gebilden konstituiert. Und mit dem Beschluß vom 12. No-


